
 
 
 
 
 
 

 
 

Grundsätzliche Verstiegenheit  

„zeitigt“ 

immer wieder auch 

dreidimensionale „Stolper-Folgen“...  

Das Bauordnungsamt reagierte (wen wundert`s?) vorerst auf mein Einschreiben 
vom 08. März 2001 nicht. Erst nach weiteren Faxen – das letzte enthielt nach einer 
Aufzählung aller acht(!) bei dieser Behörde zum Thema „unsichere Treppe“ 
eingegangenen Schreiben die Frage nach der Baugenehmigung – hörte ich eine 
Reaktion. Am 14. März 2001 besprach die Aufsichts-Dame meinen 
Anrufbeantworter:  
„Ich hab` gerade Ihr letztes Fax erhalten und bin jetzt doch etwas erstaunt 
darüber, dass sie mich ständig kontaktieren.“ Sie sprach von einem beabsichtigten 
„gemeinsamen Termin“ mit GUV und Arbeitssicherheit, an dem sie auch 
teilnehmen werde. „Darum habe ich mich im Moment mit einer Stellungnahme noch 
zurückgehalten. Natürlich habe ich mir die Treppe angesehen und habe vorab 
auch diese Treppe als begehungsfähig betrachtet.“ Sie bat mich, „im Moment noch 
von diesen weiteren Faxen und Schreiben abzusehen“.  
Das war ja nun wieder ein – vorläufiger – Höhepunkt: Das Bauordnungsamt hat also 
seit dreiundzwanzig(!) Monaten keine Baugenehmigung für nötig gehalten und ist 
mit einer „Vorab-Begehungsfähigkeits-Betrachtung“ über diesen langen Zeitraum 
zufrieden gewesen. Trotz meiner „eher“ rechtzeitigen, schriftlichen Frage nach 
einer Baugenehmigung vom 16. April 1999 und den vielen Schreiben des Herrn 
Strotmeyer!  
Die Geschichte der unsäglichen Vorab-Begehungsfähigkeits-Betrachtung des 
Duisburger Bauordnungsamtes für zwei Jahre (statt einer Baugenehmigung) 
machte ich per Aushang dem staunenden Orchester bekannt.  
Der von der Aufsichts-Dame angekündigte Termin am 16. März 2001 fand (wen 
wundert`s) ohne das Bauordnungsamt statt.   
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Bruno Reisdorff                                             (10 Seiten Vorausfax am 28.02.2007 um 18:26 an 0211 4752985) 
Rudolf-Sohm-Str. 45 
50735 Köln 
Telefax 0221 714656 
 

 
Abs.: Bruno  Reisdorff, Rudolf-Sohm-Straße 45, 50735 Köln 

 

 
Bezirksregierung Düsseldorf 
z. Hd. Herr van Neerven 
Postfach 30 08 65 
40408 Düsseldorf  

28. Feb. 2007 
 
Sicherheitsmängel, erkennbar auf Bildern der LEG-CityPalais-Computeranimation 
 - Bauaufsicht Duisburg 
 
Sehr geehrter Herr van Neerven! 
  
Nach  den mir bisher vorliegenden Informationen drohen möglicherweise erhebliche 
Sicherheitsmängel durch zwei notwendige Treppen im Duisburger CityPalais, auf die ich Sie  
aufmerksam machen möchte.  (Möglicherweise können bis zur Mercatorhallen-Eröffnung im 
April 2007 noch notwendige Verbesserungen durchgeführt werden.) 
  

I. 

Als offizieller „Eingang Mercatorhalle“ (für immerhin 1750 
Konzerthallenbesucher) dient eine  42-stufige notwendige Treppe, deren „lichte Breite“ laut 
NRW-Versammlungsstättenverordnung nicht mehr als 240cm betragen darf. 

  
(Quelle: LEG-Computeranimation citypalais wmv) 

Das Verhältnis der lichten Treppen-Breite zur Geländerhöhe beträgt auf  citypalais wmv Bildern   

3,25 : 1. 

Also ist es nicht unwahrscheinlich, dass die lichte Breite dieser notwendigen Treppe 
auch in der „betonierten Realität“ deutlich mehr als 300cm beträgt. 
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II. 

Wenn das Fußboden-Verstell-Equipment der Mercatorhalle in Konzerthallen-Version „verfahren 
ist“, führen zu den vorderen beiden Publikumseingängen (nach meinen Informationen zugleich 
die  einzigen Podiumszugänge) zwei 6-stufige Treppen, die in der LEG-Computeranimation 

citypalais wmv ohne Handläufe ausgeführt sind.  

 
Es scheint wohl so zu sein, dass einige kulturell planende Entscheider über 
ihre innenarchitektonischen Vorstellungen ganz vergessen haben, was die eigentlichen 
Anforderungen an einen Konzertsaal sind. Nicht nur die Sicherheits-Bedürfnisse des Duisburger 
Orchesters, das in „fehltritt-förderlichem Zickzack-Kurs“ über den vorderen Publikums-
Eingang „sein“ Podium „möglichst geschlossen und rasch erreichen“ soll,  sind 
hier weitgehendst ignoriert worden.  

  
Programmhefttext-Auszug des Herrn R.-R. Arnold, 

Intendant, zur Konzertsaison 2004/2005: 
Da wir intensiv in den Planungsprozess einbezogen sind, unsere Vorstellungen für einen sowohl 
akustisch als auch innenarchitektonisch erstklassigen Konzertsaal Berücksichtigung finden, gehen wir 
davon aus, einen Konzertsaal zu erhalten, der Sie die „alte Dame“ Mercatorhalle bald vergessen lässt. 
Vielleicht wird es uns bald möglich sein, Ihnen in einer Computersimulation erste Eindrücke von unserem 
neuen „Zuhause“ zu vermitteln. 

 

 Zuständig für die Überwachung der Bauvorschriften ist natürlich die bauaufsicht@stadt-
duisburg.de. Ich halte es jedoch für absolut sinnlos, mich weiterhin an diese Behörde zu 
wenden. Ich habe mit der Bauaufsicht der Stadt Duisburg  sehr ungute Erfahrungen 
gemacht, die ich Ihnen der Einfachheit halber mit der beiliegenden E-Mail-Kopie vor 
Augen führen möchte. 
 
Im Voraus besten Dank für Ihre Bemühungen, 
mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
P.S.: Über die auf dem obigen Bild ohne Geländer ausgeführten Treppenabsätze über der 6-stufigen 
Podiumstreppe würde man noch nicht einmal den abgebildeten Stutzflügel aufs Podium fahren können. 
Große Instrumente können offenbar nur über die Rampe auf das Podium gefahren werden. Dazu 
muss das Parkett auf Kongressnutzungs-Niveau „podiumsbündig“ hochgefahren sein. 
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Von: Bruno Reisdorff 
An vier Mitglieder des Orchestervorstandes der Duisburger Philharmoniker 
Gesendet am 11. April  2006 um 9:29 Uhr 
Betreff: Reaktionen der Duisburger Bauaufsicht zur Kenntnis Orchestervorstand 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen (...), 

das Bauordnungsamt hat mittlerweile schriftlich reagiert. Bekanntlich ist es immer 

etwas aufwendig, die Systematik von Ausflüchtigkeit bis in wichtige 

Einzelheiten offen zu legen. Da es folglich etwas mühsam sein kann, meine 

Stellungnahme im vollen Umfang zu lesen, biete ich hier zuerst eine 

vereinfachende Ultrakurzversion an: 

  

Nach meiner sehr unmaßgeblichen Meinung ist die gesamte Rettungsweg-
Situation im Hinterbühnenbereich alles andere als schlecht. Dass 
einige unübersehbare Einzelheiten hartnäckig übersehen werden, ist – wie 
wir wissen – nichts Neues.  
Die Bauaufsicht reagiert auch dieses Mal genervt und abwimmelnd und 
leider mit zum Teil sehr unzutreffenden und leicht widerlegbaren 
Behauptungen. Einige Antworten lassen nicht gerade auf überragende 
fachliche Kompetenz schließen. (Vielleicht sind Mitarbeiter dieses Amtes 
arbeitsüberlastet.) Die Bauaufsicht geht mit der Auslegung von 
Bauordnungsvorschriften nach meinem Eindruck ziemlich leichtfertig um, 
hat offenbar ein grundsätzliches Problem damit, frühere eigene 
Entscheidungen selbst zu überprüfen, und „schwingt drohend die 
Gebührenkeule“.  

  
 Sinnvoller ist es wohl,  

sich direkt an das Staatliche Amt für Arbeitsschutz zu wenden, da das  
Staatliche Amt für Arbeitsschutz auf eine schlichte Gegenüberstellung von 

Realität und Sicherheitsvorschriften mit Sicherheit nicht mit  petitions-
hinderlichen Gebührenerhebungs-Ankündigungen reagiert. Dort traf ich 

bisher in allen Fällen auf  wirkliches Sachbezogenheitsniveau. 
  
  
Gruß 
Bruno  
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? 

 
§ 9 VStättVO 

Türen und Tore 

(3) 1Türen in Rettungswegen müssen in Fluchtrichtung aufschlagen und dürfen keine Schwellen 

haben. 2Während des Aufenthaltes von Personen in der Versammlungsstätte, müssen die Türen 

der jeweiligen Rettungswege jederzeit von innen leicht und in voller Breite geöffnet werden 

können. 

Zwei relativ neue Rauchschutztüren im Hinterbühnenbereich des Duisburger Stadttheaters 
öffnen sich jedoch entgegen Fluchtrichtung.  

 

________________________________________________________________ 
Frau Ramthun vom Duisburger Amt für Baurecht und Bauberatung hat 

mit Schreiben vom 30.03.2006 auf  

 meine  „2Fotos-§9-Versammlungsstättenverordnungs-eMail“ vom 

21.03.2006  

reagiert. 

  

1. Ich kann es einfach nicht glauben, dass – laut Frau Ramthun – die Rettungsweg-

Vorschriften der VStättVO nicht auf diese beiden Rauchschutztüren anzuwenden 

sind. Sie schreibt sogar: „Die Vorschriften der Versammlungsstättenverordnung 

gelten nur für Bereiche, die den Besuchern zugänglich sind.“  
2. Frau Ramthun scheint bis heute der Meinung zu sein, dass die beiden fotografierten 

Rauchschutztüren nur in den beiden Gefällstreckenbereichen angebracht werden 

konnten.  

3. Völlig überrascht mich die Ansicht der Frau Ramthun, dass nichts dagegen 

einzuwenden ist, dass sich eine Rauchschutztür gegen das auf sie hinweisende 

Notausgangpiktogramm  öffnen lässt, um zu ermöglichen, dass diese Türen 

„auch gegen die Fluchtrichtung zu benutzen“ sind, „je nachdem, welcher der 

Ausgänge/Treppenräume dem Standort des Flüchtenden am nächsten liegt“.  
4. Geradezu „erschreckend“ finde ich, von Frau Ramthun zu erfahren, „dass örtliche 

Überprüfungen gemäß Ziffer 2.8.1.2 der Allgemeinen 

Verwaltungsgebührenordnung für Nordrhein-Westfalen (AVerwGebO NRW) mit 

Gebühren von 50 bis 500€ berechnet werden“.  
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Meine Stellungnahme zu diesen 4 Punkten: 
1. 

Sind die Rettungsweg-Vorschriften der VStättVO wirklich nicht 

auf die beiden Rauchschutztüren anzuwenden? 
Unter 1. schreibt Frau Ramthun vom Duisburger Amt für Baurecht und 

Bauberatung in ihrem Antwortschreiben vom 30.03.2006: „Die Vorschriften der 

Versammlungsstättenverordnung gelten nur für Bereiche, die den Besuchern zugänglich sind.“ 
Frau Ramthun ist also der Meinung, dass die Rettungsweg-Vorschriften 

der VStättVO sich nicht auf diese Türen bezögen, sondern ausdrücklich  

„nur auf den Zuschauerraum und dessen Rettungswege. (§ 1 Abs.2 Satz 2 VstättVO)“ 

(§ 1 Abs.2 Satz 2 VstättVO gelb markiert)   

  

§ 1 

Anwendungsbereich 
(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für den Bau und Betrieb von 

  

1. Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen, die einzeln mehr als 200 Besucherinnen und 

Besucher fassen. Sie gelten auch für Versammlungsstätten mit mehreren Versammlungsräumen, die 

insgesamt mehr als 200 Besucherinnen und Besucher fassen, wenn diese Versammlungsräume 

gemeinsame Rettungswege haben; 

  

2. Versammlungsstätten im Freien mit Szenenflächen, deren Besucherbereich mehr als 1.000 

Besucherinnen und Besucher fasst und ganz oder teilweise aus baulichen Anlagen besteht; 

  
3. Sportstadien, die mehr als 5.000 Besucherinnen und Besucher fassen. 

  

(2) 1Die Anzahl der Besucherinnen und Besucher ist wie folgt zu bemessen: 
  

1. für Sitzplätze an Tischen: 1 Besucherin/Besucher je m² Grundfläche des Versammlungsraumes, 

  
2. für Sitzplätze in Reihen und für Stehplätze: 2 Besucherinnen/Besucher je m² Grundfläche des 

Versammlungsraumes, 

  
3. für Stehplätze auf Stufenreihen: 2 Besucherinnen/Besucher je laufendem Meter 

Stufenreihe, 

  

4. bei Ausstellungsräumen: 1 Besucherin/Besucher je m² Grundfläche des 

Versammlungsraumes. 

  

2Für Besucherinnen und Besucher nicht zugängliche Flächen werden in die Berechnung nicht einbezogen. 
3Für Versammlungsstätten im Freien und für Sportstadien gelten Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Satz 2 

entsprechend. 

  

In § 1 Abs.2 Satz 2 VStättVO wird also die Größenordnung für 

Versammlungsstätten festgelegt, bei deren Überschreiten die VStättVO 

gilt, und geregelt, dass die Höchstbesucherzahl des jeweiligen 

Versammlungsraums ausschließlich durch die jeweilige Versammlungsraum-

Grundfläche begrenzt ist (maximal 2Besucher je m²) – was sonst? 

  

Beim Theatersaal des Duisburger Stadttheaters handelt es sich um einen 

Versammlungsraum, der weitaus mehr als 200 Besucherinnen/Besucher 
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fasst. Also fällt die Versammlungsstätte „Duisburger Stadttheater“ 

insgesamt unter den Anwendungsbereich der VStättVO.  

Die Vorschriften der VStättVO gelten auch für Bereiche, die Besuchern 

nicht zugänglich sind – siehe u.a. § 3 (4) u. § 22 (1). (Das 

Bühnenhaus, die  Werkstätten, Magazine und Lagerräume fallen zum 

Beispiel unter  den Anwendungsbereich der VStättVO.)   

  

2. 
Wieso man beide fotografierten Rauchschutztüren in den Gefällstrecken 

anbrachte, kann ich nicht verstehen, da zumindest die Rauchschutztüre 

in Kantinennähe (linkes Bild) –  nur einige Meter weiter oben am 

gefällfreien Ende des Ganges angebracht – sich zu dem 

Getränkeautomaten-Bereich der Theaterkantine in Fluchtrichtung öffnen 

könnte...  

(Sicherlich ist es nicht meine Aufgabe, mich unmittelbar darum zu 

kümmern, wo in Versammlungsstätten Rauchschutztüren angebracht werden 

sollten – und wo nicht. Ich bin schließlich kein Brandschutzexperte.) 

  

  

  

3. 
Ein auf eine Türe hinweisendes Notausgangpiktogramm  ist m.E. nur 
dann zweckdienlich und sinnvoll, wenn es den Flüchtenden als 

zutreffenden Hinweis auf den kürzesten Weg zu den „am nächsten 

liegenden Ausgängen“ ins Freie dienen kann. Der Hinweis der Frau 

Ramthun, dass Überprüfungen unter Beteiligung beider Bauaufsichts-

Behörden (Duisburger Amt für Baurecht und Bauberatung und Abteilung 

„Brandschau“ der Feuerwehr) in vorgeschriebenen Zeitabständen 

stattfinden, eröffnet die Aussicht, dass irgendwann alle 

Notausgangpiktogramme einen „möglichst kurzen Weg ins Freie oder in 

einen sicheren Bereich“ zeigen, wie in Anhang II der europaweit 

gültigen Richtlinie über Mindestvorschriften für Sicherheit und 

Gesundheitsschutz in Arbeitsstätten (Richtlinie 89/654/EWG) gefordert. 

  

  

4. 
Frau Ramthun möchte offenbar mit der Gebührenerhebungs-Ankündigung, 

„dass örtliche Überprüfungen (...) mit Gebühren von 50 bis 500€ 

berechnet werden“, verhindern, dass ich wiederholt Fluchtwegrealitäten 

den Bauordnungsvorschriften gegenüberstelle und anschließend diese 

Fakten in kurzer Form dem Duisburger Amt für Baurecht und Bauberatung 

übermittle.   

Das Duisburger Amt für Baurecht und Bauberatung hat nicht zum ersten 

Mal auf eine Gegenüberstellung von Rettungswegrealität und 

Bauordnungs-Vorschriften (Fax an Bauaufsicht vom 16.04.1999) 

unangemessen  reagiert. Diese Aufsichtsbehörde hat nach 23 Monaten am 

14.03.2001 erklärt, dass sie (für 23 Monate rückwirkend?) „vorab auch 

diese Treppe als begehungsfähig betrachtet“ – ganz ohne Baugenehmigung. Da 
diese „bauaufsichtliche“ Äußerung über Jahre das sprichwörtlich 

„letzte Wort“ des Duisburger Bauordnungsamts  in dieser Angelegenheit 

blieb, machte ich schließlich vom Petitionsrecht Gebrauch. 

  
Im Antwortschreiben der Bezirksregierung Düsseldorf vom 4. August 2004 

(Aktenzeichen 35.1./02-Reisdorf/04) wurde ich gebeten, mich bei 
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künftigen Rettungsweg-Problemen „direkt an das Bauordnungsamt der Stadt Duisburg 

zu wenden“. Weiter heißt es in diesem Schreiben: „Die dortigen Mitarbeiter 

haben durch ihre unmittelbare Nähe zum jeweiligen Objekt die Möglichkeit sich unmittelbar um 
technische Einzelheiten zu kümmern.“  

  
Diesem aufmunternden Wink der Bezirksregierung Düsseldorf kann ich 

nach diesen beiden Reaktionen des Bauordnungsamts der Stadt Duisburg 

nicht gläubig folgen. Das Duisburger Amt für Baurecht und Bauberatung 

hat offenbar ein grundsätzliches Problem damit, eigene Entscheidungen 

selbst zu überprüfen, und reagiert geradezu „genervt“: Die fachlichen 

Erklärungen des Duisburger Amts für Baurecht und Bauberatung, die ich 

in den Punkten 1 und 3 erwähne, fallen schon bei einer „sehr 

anfänglichen“ Überprüfung in sich zusammen. Die Gebührenerhebungs-

Ankündigung (Punkt4) halte ich für total überzogen. Auch der „Rest“ 

(Punkt2) scheint mir nicht sehr fundiert. 

  
Nach meiner Erfahrung ist es ungleich sinnvoller,  
sich direkt an das Staatliche Amt für Arbeitsschutz  

(poststelle@stafa-e.nrw.de)  
zu wenden. 

  
Denn es ist völlig undenkbar, dass das für die Überwachung der in der 

ArbStättV enthaltenen Bestimmungen  zuständige Staatliche Amt für 

Arbeitsschutz auf ein schlichte Gegenüberstellungen von ernüchternder 

Realität und Sicherheitsvorschriften mit petitionsrechts-hinderlichen 

Gebührenerhebungs-Ankündigungen reagiert. (An dieser zuständigen 

Stelle herrscht Sachbezogenheit.) 
  
  

Jedermann hat das Recht, sich unübersehbaren Fragen zu stellen  

und zu handeln. 

Manchmal ist man dazu sogar verpflichtet. 

  
Art. 17 [Petitionsrecht] 

Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen mit Bitten oder Beschwerden an 

die zuständigen Stellen und an die Volksvertretung zu wenden. 

  
B.R. 

mailto:poststelle@stafa-e.nrw.de
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Foto vom 20. Mai 2006  

42-stufigeTreppe als „Eingang Mercatorhalle“, von dem die WAZ erstmals  
am 25. April 2005 berichtete:  

„Neuer Eingang für Konzerthalle 
... Dadurch bleibt den Konzertbesuchern der Weg durch den Einkaufsbereich erspart...“ 

Ob diese Treppe, deren „lichte Breite“ laut  NRW-Versammlungsstättenverordnung nicht mehr als 240cm 
betragen darf,  „in jedem Fall geeignet“ ist, einen „Strom“ von 1750 Konzertbesuchern  

„über sich ergehen zu lassen“? 

 
 

 

 

 

 

 

 

 



Mit Datum: 15. März 2007 erhielt ich ein Schreiben der Bezirksregierung Düsseldorf folgenden Inhalts: 

 

Die Bezirksregierung Düsseldorf kam entgegen Ankündigung („unaufgefordert“) 

nicht auf mein Anliegen zurück. Warum wohl? 

Ob die von mir beanstandete 42-stufige Treppe zur „neuen Mercatorhalle“ (inzwischen) den Vorschriften der 

NRW-Versammlungsstätten-Verordnung entspricht,  ließe sich auch heute beispielhaft leicht überprüfen. 

Ein einziger Zollstock würde „voll genügen“. 

Heutigen Sicherheitsstandards genügt die Halle nicht mehr, und die Beseitigung der Baumängel „scheint“ 

nicht finanzierbar... 

So lautet die Begründung für den Abriss der “alten Dame“ Mercatorhalle – jedoch mit „ist“ statt „scheint“! 
 

 



 

Am 05.03. 2007 um 10:22 Uhr informierte  die Bezirksregierung Düsseldorf mich per Email: 

Herr von Neerven ist leider verstorben, ... 

Am 5. März 2007 um 11:19 Uhr bat ich die Bezirksregierung Düsseldorf per Email,  

meine Eingabe 

an die Nachfolgerin/Nachfolger des verstorbenen Herrn van Neerven zu mailen. 

Im Voraus besten Dank für Ihre Mühe, 

mit freundlichen Grüßen 

Bruno Reisdorff 

_______________________________________ 

 

 

Auf den folgenden drei Seiten 

zwei Emails 

 

1. Email vom 25. April 2007 an die Bezirksregierung Düsseldorf 

 

2. Email vom 21. April 2007 an das Staatliche Amt für Arbeitsschutz 

 

Das Staatliche Amt für Arbeitsschutz hat sich in beispielhaft sachbezogener 

Weise als Problemlösungs-Behörde bewährt. Trotzdem möchte ich Namen der 

zuständigen Beamten dieser inzwischen aufgelösten Behörde auf den beiden 

folgenden Seiten nicht erwähnen.  

Denn auch den Namen des zuständigen Beamten der offenbar „resonanzscheuen“ 

Düsseldorfer Bezirksregierung veröffentliche ich auf den folgenden Seiten nicht... 

 

 



1. Auf dieser Seite meine Email vom 25. April 2007 an die Bezirksregierung 

Düsseldorf - mit Weiterleitung der (am 25. April 2007 um 8:00 Uhr empfangenen)         

stafa-Antwortmail des ehemaligen Dezernenten vom Staatlichen Amt für 

Arbeitsschutz:  Mitteilung über Auflösung der Staatlichen Ämter für Arbeitsschutz   
 

Von: Bruno Reisdorff  

An den zuständigen Beamten der Bezirksregierung Düsseldorf 
Gesendet am 25. April  2007 um 8:32 Uhr 

Betreff: Fw: Ihr Aktenzeichen: 2.2 - Ho / offenbar nach wie vor "nicht vorgesehene Handläufe"  

 
Sehr geehrter Herr (...), 
 ich leite untige Mail an Sie weiter, nicht ohne Ihnen kurz vor Augen zu führen, was der Justitiar der Orchestergewerkschaft 
bereits im Herbst 2000 schreiben musste, weil zwei "Indendanzen" wegen der Treppenschönheit u.a. keine Geländer haben 
wollten:  

 Sehr geehrter Herr Arnold, wie wir informiert werden – bitte korrigieren Sie uns, wenn wir hier falsch 

informiert  wurden –, verstößt o.g. Treppe in folgenden Punkten gegen die gesetzlichen bzw. gesetzgleichen 

Normen, wobei diese Treppe zugleich den gesetzlich vorgeschriebenen Rettungsweg darstellt:...  

 auf den sog. Handlauf wird wegen der vom Regisseur geforderten "Treppenschönheit" verzichtet. 

Etwas später musste der DOV-Justitiar schreiben: 

 Ich habe nicht einfach irgendwelche Behauptungen erhoben, sondern kenntlich gemacht, daß diese 

Behauptungen auf Informationen beruhen, die möglicherweise zu korrigieren sind. Dafür kann ich ihrem 

Schreiben aber rein gar nichts entnehmen. 

 Es ist unsinnig zu fordern, daß ich selber nach Duisburg komme und selber die Treppe ausmesse. 

Warum schauen - außer dem inzwischen aufgelösten stafa - alle zuständigen Stellen offenbar 
seit Jahren  (siehe Anlage) gemeinsam weg? 
Mit freundlichen Grüßen 

Bruno Reisdorff 

Vom ehemals zuständigen Dezernenten des Staatlichen Amtes für Arbeitsschutz 
An Bruno Reisdorff 
Gesendet am 25. April 25, 2007 um 8:00 Uhr 
Betreff: AW: Ihr Aktenzeichen: 2.2 - Ho / offenbar nach wie vor "nicht vorgesehene Handläufe"  

 
Guten Morgen Herr Reisdorff, 
  
bitte entschuldigen Sie, dass ich Ihnen erst am heutigen Tage antworte, aber ich war die letzten beiden Tage nicht im Haus. 
  
Auf Grund der Anfang diesen Jahres durchgeführten Umstrukturierungen (die Staatlichen Ämter für Arbeitsschutz wurden aufgelöst und 

die Aufgaben den jeweiligen Bezirksregierungen zugewiesen) bin ich für den Bereich der Arbeitsschutzbeschwerden seit dem 01.01.2007 

nicht mehr zuständig. Ich habe Ihr Anliegen jedoch in den Geschäftsgang gegeben und gehe davon aus, dass die Kollegen, welche jetzt für 

diesen Bereich zuständig sind, sich sobald als möglich um Ihr Anliegen kümmern. 
  
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
(...)  
Bezirksregierung Düsseldorf 
 

(...) ehemals zuständiger Dezernent vom Staatlichen Amt für Arbeitsschutz  
Dezernat 55 - Arbeitsschutz 
Sprengstoff- und Gefahrstoffrecht 
  
Postanschrift: 
Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf 
Telefax: +49 (0) 211 475 2989 
  
Dienstgebäude: 
Ruhrallee 55, 45138 Essen 
Telefon: +49 (0) 201 2767 459 
 



2. Auf den folgenden beiden Seiten meine Email vom 21. April 2007 

an den ehemals zuständigen Dezernenten vom Staatlichen Amt für Arbeitsschutz 

 
Gesendet von: Bruno Reisdorff 

An den ehemals zuständigen Dezernenten vom Staatlichen Amt für Arbeitsschutz  

Am 21. April, 2007 um 11:01 Uhr  
Betreff: Ihr Aktenzeichen: 2.2 - Ho / offenbar nach wie vor "nicht vorgesehene Handläufe"  

 

Sehr geehrter Herr ... (ehemals zuständiger Dezernent des Staatlichen Amtes für Arbeitsschutz), 

ich möchte Sie in aller Offenheit auf eine m.E. drohende Gefahr aufmerksam machen, die nach den mir gestern 

mündlich mitgeteilten Informationen bis heute nicht beseitigt ist, obwohl ich die für die Duisburger Bauaufsicht 

zuständige Aufsichtsbehörde am 28. Februar 2007 darauf aufmerksam gemacht habe. Mir wurde fernmündlich 

mitgeteilt, dass irgendwelche Vorbereitungen zu Anbringungen von Handläufen nicht zu erkennen seien. Ich sehe 

mich als Kölner nicht verpflichtet, diese fernmündliche Information aus Duisburg »fernreisend« zu überprüfen.   

Meine Eingabe und die bisherige Resonanz finden Sie in der Anlage. 

Durchweg alle Orchestermitglieder haben seit Jahren begründete Angst, sich mit Eingaben zu 

Arbeitssicherheitsproblemen unbeliebt zu machen. Ich war hier immer die einzige »Ausnahme« . Ich bin 

mittlerweile von einer berufsbedingten Gehörerkrankung betroffen und deshalb nicht mehr in Duisburg beschäftigt. 

In vielen Problemfeldern bleibe ich jedoch problemerfahrener Ansprechpartner für meine ehemaligen Duisburger 

Kollegen. 

  

Diese Mehrzweckhalle soll in den nächsten Tagen in Betrieb genommen werden. 

Ein anschaulicher Hinweis zum aktuellen Problem hier: 

 
 (Der rote Strich stammt von mir.) 

 

Wenn das Fußboden-Verstell-Equipment der Mercatorhalle in Konzerthallen-Version „verfahren ist“, führen zu den 

vorderen beiden Publikumseingängen (zugleich die  einzigen Podiumszugänge) zwei 6-stufige Treppen, die in 

der LEG-Computeranimation citypalais wmv ohne Handläufe ausgeführt sind.  
Wenn das Parkettpublikum über die 6-stufigen Treppen der vorderen Türen (linke&rechte Seite)  zu den Plätzen 

drängt, wird es – falls keine Handläufe „vorgesehen“ sind – sehr gefährlich: 
Der Sicherheitsingenieur Ole Feldmann vom Duisburger Institut für Arbeitsmedizin und 

Arbeitssicherheit hatte mir bereits am 5. Dezember 2002 bestätigt, dass das 

Verletzungsrisiko – u.a. schwere Kopfverletzungen mit Todesfolge – gerade bei dieser 

Fallhöhe (hier deutlich mehr als 1 Meter) besonders hoch sei, weil die sehr kurze 

Fallzeit kaum instinktive Abfang-Reaktionen ermögliche. 

 

Domino-Effekte sind im Gedränge eher wahrscheinlich... 
 

Nach meiner Eingabe an die Bezirksregierung Düsseldorf (10 Fax-Seiten voraus am 28. Februar 2007 um 18:26 

Uhr), die auf die baurechtliche Unzulässigkeit und erhebliche Sicherheitsmängel zweier Treppen zu Konzertsaal 

und Podium aufmerksam machte, wurde mir mit Schreiben vom 15. März 2007 von der Bezirksregierung berichtet, 

dass sie den „Oberbürgermeister der Stadt Duisburg gebeten“ hat, „unter Vorlage der entscheidungserheblichen 

Unterlagen“ zum von mir angesprochenen Problem Stellung zu nehmen. Nach Erhalt dieses Schreibens mailte ich 



am 17. März 2007 mit „04_0552_3_Beschlussvorlage.pdf“ eine wesentliche „entscheidungserhebliche Unterlage“ 

an die Bezirksregierung – hier mein E-Mail Text: 
 
 
Von Bruno Reisdorff 
An den zuständigen Beamten der Bezirksregierung Düsseldorf 
Gesendet am 17. März  2007 um 17:24 Uhr 
Betreff: AZ: 35.01.04-02-07-018 Entscheidungserhebliche Unterlagen - Zitat: "...unter Berücksichtigung aller nutzerspezifischen 

Anforderungen...eine repräsentative Treppenanlage..." 
  
Bauaufsicht 
Ihr Schreiben vom 15. März 2007 
  
Sehr geehrter Herr ..., 
glücklicherweise habe ich vor einigen Tagen eher zufällig im Internet die Beschlussvorlage gefunden. Angesichts der Tatsache, dass nicht 

mehr viel Zeit bleibt, bis zur Eröffnung der Mercatorhalle für zusätzliche Handläufe in der Mitte der "relativ steil wirkenden" 42-stufigen 

notwendigen Treppe zu sorgen, erlaube ich mir, Ihnen dieses pdf-Dokument als Anlage zuzumailen. 
  
Mit freundlichen Grüßen 
Bruno Reisdorff 
  
Zitat aus der Anlage: 
Seite 6 
Drucksache-Nr. 04-0552/3 
Datum 18.03.2005 
(...) 
 

6. Neuer Zugang zum VKK 
 

Die Mercatorhalle im CityPalais Duisburg soll direkt vom König-Heinrich-Platz erreichbar sein, ohne zwingend 

durch den Bereich der Einkaufsmall und des Delikatessen-Marktes zu führen. 
 

Diese Idee bewirkte, unter Berücksichtigung aller nutzerspezifischen Anforderungen, einen neuen, eigenen 

Eingang in den Veranstaltungs- und Kongressbereich. 
 

Dieser „ Haupteingang “ befindet sich im Bug der Ellipse zum König-Heinrich-Platz. Durch ein Eingangsportal 

wird die Mercatorhalle über eine repräsentative Treppenanlage und zwei behindertengerechte Aufzüge 

erschlossen. 
 

Bei der Neugestaltung des König-Heinrich-Platzes wird selbstverständlich dieser Situation Rechnung getragen. 

   

 

Sehr geehrter Herr ... (ehemals zuständiger Dezernent des Staatlichen Amtes für Arbeitsschutz), 

ich finde es bemerkenswert, dass offenbar wiederum die gleichen „Duisburger Treppen-

Hauptverantwortlichen“ hier gemeinschaftlich versagt haben wie im „Duisburger Einstiegshürden-

Stadttheater“ von März 1999 bis März 2005. 

Allein Ihre Behörde hatte in dieser Angelegenheit nach meinen Eingaben vom 10. Februar 

2004 und vom 28. März 2005 nach Jahren für Abhilfe sorgen können.  
Ich bin jederzeit in der Lage, Ihnen zu vielen Fragen zu diesem "Duisburger Problem" per E-Mail 

zu antworten.    Da ich den mir sattsam bekannten Weg der hemmungslosen Unschriftlichkeit 

grundsätzlich nicht ansatzweise beschreite, habe ich alle für mich zugänglichen dokumentierbaren 

Äußerungen in email-fähigen Dateien gespeichert - meine eigenen sowieso.  

Falls Sie zu Ihrer Arbeitserleichterung diese Inhalte verwenden möchten, genügt eine kurze Mail... 

und Sie erhalten von mir, was Ihnen zur Erledigung Ihrer Aufgaben sinnvoll erscheint.   

  

Mit freundlichen Grüßen 

Bruno Reisdorff 

  

 P.S.: In der folgenden E-Mail erhalten Sie zwecks Arbeitserleichterung alle Informationen in einer 

einzigen Datei, die Sie bisher nur per Post von mir erhalten haben. 




